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BUNDESGERICHTSHOF
IM NAMEN DES VOLKES

IV ZR 30%/65 URTEIL Verkiindet am
T 26. April 1967

Broeske,
Justizangestellte

als Urkundsheamter
der Geschiftsstelle

in dem Entschiidigungsrechtsstreit

des Konditors Joseph Theodor LD ;

G CElD street, HENEEED. G USA

Kldgers und Revisionsklédgers,

- Prozefbhevollmidchtigters Rechtsanwalt

gegen

das Lend He s sen,
vertreten durch den Hessiaschen Minister des Innern,

Wiesbaden, LuisengtraBe 13,

Beklagten und Revisionsbeklagten, -

- Progefibevollmidchtigter: Rechtsanwalt Dr. D - -



Der IV. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat
auf die miindliche Verhandlung vom 19. April 1967
unter Hitwirkung der Bundesrichter Raske, Johannsen,
Viilden, Dr. Loewenheim und von der Miihlen

fiir Recht erkannt:

Die Revision des Kldgers gegen das Urteil
des 8. Zivilsgenats des Oberlandesgerichts
in Frankfurt/Main vom 17. November 1964
wird zuriickgewiesen.

Das Verfahren des Revisionsrechtszuges
ist frei von gerichtlichen Gebiihren und

Auslagen.

Die auBergerichtlichen Kosten des Revisions-
rechtszuges tridgt der Kliager.

Von Rechts wegeén

Tatbestand:

Der am (D 1925 geborene Kléger besuchte
bis 1240 die Volksschule und erlernte dann bei dem
Biickermeister Friedrich Ve ir rNEGG_GY
das Béckerhandwerk. Im Jahre 1942 legte¢ er die Ge-
sellenpriifung ab. Nach dem Krieg trat er in den Po-
lizeidienst ein und wanderte 1948 nach den USA aus,
wo er seitdem in NGEEED @) =21s Konditor télig

iy



Matthias Prinz

Rechtsanwalt www.QrTw

ist. Sein Vater Adolf 14, der Jude im Sinne der
Nirnberger Gesetze war, wurde 1941 in das Konzen-
trationslager Auschwitz deportiert und kam dort
am 21, Degember 1943 um,

Der Kléger hat behauptet, er sei durch natio-
nalsozialistische !{aBnahmen gehindert worden, die
Mittelschule zu besuchen, und habe wegen solcher
MaBnahmen auch seine Absicht, technischer Zeichner
zu werden, nicht verwirklichen kinnen. Da er aus
Verfolgungsgriinden einen geringerweriigen Beruf ha-
be ergreifen miissen, als er beabsichtigt habe, ste-
he ihm Entschiidigung fiir Ausbildungsschaden in Héhe
von 5.000,-- DN zu.

Mit seinem Entschédigungsbegehren hat der Kla-
ger bei den Entschiddigungsorganen keinen Erfolg ge-
habt. Mit der vom erkennenden Senat zugelassenen Re-
vision verfolgt er es weiter. Das beklagte Land bit-
tet um Zuriickweigung der Revision.

Entscheidungsgriinde:

Die Revision isgt nicht begriindet,
I

Das Berufungsgericht hat ausgefihrt, wenn der
Kldger, wie er behauptej den Besuch der mittleren
Schule tatsichlich erstrebt hitte, widre er in eine
solche, wie er im Berufungsverfahren selbst erwghne,
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spdtestens nach vier Jahren Volksscnulbesuches,

also 1936, iibergewechselt. Entgegen seinem Vor-
trag hdtte dem damals weder rechtlich noch tat-
séchlich ein Hindernis im Wege gestanden. Auch

im Jahre 1940, als er die Volksschule verlagsen
habe, wdre es ihm noch gesetzlich erlaubt und

auch tatsdchlich mbglich gewegen, in eine hohere
oder eine Mittelschule einzutreten. Der Besuch
dieser Schulen sei den jiidischen Mischlingen erst
durch ErlaBl des Reichserziehungsministers vom 20.
Juli 1942 untersagt worden. Zu diesem Zeitpunkt sei
der Kléger 17 Jahre alt gewesen und hétte die Mit-
telschulausbildung, wie er selbst sage, schon be-
endet gehabt., Mit seinem Einwand, der Besuch von
WMitielschulen sei den Mischlingen schon vor 1942,
wenn auch nicht durch staatliche Anordnung verboten,
so doch durch Ubergriffe und TerrormaBnahmen ein-
zelner betont nationalsozialistischer lLehrer er-
schwert worden, konne der Kldger nicht gehdrt wexr-
den. Dieser Binwand wire allenfalls beachtlich, wenn
der Kléger guf diese Weise am Besuch einer Mittel~
schule gehirdert oder wenn exr von keiner der vielen
Mittelschulen der Stadt Frankfurt/Main aus Verfol-
gungsgrinden aufgenommen worden widre, obwohl er sich
um die Aufnahme ernsthaft bemiiht hétte. In Wahrheit
habe der Klédger weder 1936 noch 1940 irgendeinen
ernsthaften Versuch unternommen, in eine Mittel-
schule liberzuwechgeln. Von einem Ausschlufl des
Kldgers von der vorberuflichen Ausbildung ktnne
keine Fede sein.

Ob er nach der Absolvierung der Volksschule im
Jahre 1940 durch seine jlidische Abstammung gehindert



gewesen sei, sich als technischer Zeichner ausbil-
den zu lassen, sei zweifelhaft. Es erscheine wenig
glaubhaft, daB ihm der Berufsberater des Arbeits-
amtes, wie er zuletzt vorgetragen habe, erklért ha-~
be, technischer Zeichner kdnne er als Halb jude
nicht mehr werden, ihm stehe nur noch ein Handwerks-
beruf offen. Moglicherweise habe sich der Berufsbe-
rater von kriegswirtschaftlichrhedingten Erwdgungen
leiten lassen und sei vom Klédger mifverstanden wor-
den. Auch wenn aber unterstellt werde, der Klager
habe 1940 nur den Beruf eines Bickers, nicht aber
den eines technischen Zeichners erlernen dlirfen, so
scheitere sein Entschédigungsanspruch daran, daB es
an einer wirtschaftlichen Schédigung des Kligers
fehle; denn der Beruf des Bickers stehe dem des
technischen Zeichners gleich.

Entschiddigung kdnne dem Kldger auch nicht da-
fir zuerkannt werden, dafl er aus seinem Beruf ver-
drédngt worden sei oder trotz abgeschlossener Be-
rufsausbildung keine dementsprechende Erwerbstatig-
kecit habe aufnehmen kdnnen. In dieser Richtung habe
der Kldger keine tatséchlichen Angaben gemacht und
hitten die angestellten Ermittlungen nichts Ausrei-
chendes ergeben. Die in dieser Beziehung bestehen-
de Beweislosigkeit gehe 2zu Lasten des Kligers.

I,

Die hiergegen erhobenen Angriffe der Revision
hgben keinen Erfolg.

GemdaB § 65 BEG liegt ein Schaden im beruflichen
Fortkowmmen vor, wenn der Verfolgte in der Nutzung sei-




ner Arbeitskraft geschidigt worden ist. Nach § 115
Abs. 1 BEG gilt als Berufsschaden in diesem Sinne
auch der Schaden, den der Verfolgte in seiner vor-
beruflichen Ausbildung durch AusschluB von der er=-
strebten Ausbildung erlitten hat. Nach der Recht-
sprechung des Senats (RzW 1960, 402 /%037 Nr. 70)
erfordert der Begriff des Ausschlusses von der er-
strebten Ausbildung nicht, d4aB auf den Verfolgten
ein unmittelbarer 2Zwang ausgelibt worden ist. Es
kann vielmehr geniigen, daB der Verfolgte von vorn-
herein davon abgesehen hat, sich um die Zulassung
zu einer bestimmten Berufsausbildung (oder vorbe-
ruflichen Ausbildung) zu bemithen, weil er aus Ver-
folgungsgriinden mit einer Abweisung rechnen muBite.

Die Revision ist der Ansicht, das Berufungs-
gericht sei von dieser Rechtsprechung des Senats
abgewichen. Das ist indessen nicht der Fall.

Die Revision hat geltend gemacht, der Kléger
habe in seinem Scuriftsatz vom 25. Juni 1964 (Bl.
38, 39 GA) vorgetragen, von den Herren der Berufs-
berstung und seinem dort beisitzenden Volksschul-
lehrer Josef R sei ihm die Weiterbildung in
der Mittelschule vwegen seiner Jjiildischen Abstammung
versperrt worden. Wenn der Kliger es daraufhin un-
terlassen habe, sich um die Aufnahme in eine Mittel-
schule zu bemiihen, weil ihm dies wegen der Stellung-
nahme der Berufsberatung aussichtslos erschienen sei,
80 ktnne ihm deshalb eine Entschiédigung wegen Ausbil-
dungsschadens nicht versagt werden. Es sei ihm nicht
zuzumuten gewesen, sich um die Aufnahme in eine Mittel-
schule zu bemiihen, nachdem ihm von der Berufsbera-
tung unter Mitwirkung seines Volksschullehrers RENNNEEIENND
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die Weiterbildung in der Mittelschule versperrt
worden sei. HHdtte er gleichwohl diesen Versuch unter-
nommen und widre es ihm sogar gelungen, eine Mittel-
schule zu finden, die ihn aufgenommen hdtte, so wire
dies auch dem Volksschullehrer R{JJiPvekannt ge-
worden. Der Kldger hdtte sich dann der Gefahr be-
gsonderer Verfolgungsmalnahmen ausgesetzt, well er sich
der MafBnahme der Berufsberatung, die der nationalso-
zialistischen Ideologie entsprochen habe, widersetzt
hétte.

Die Revision ilbersieht, daB nach den von ihr
nicht angegriffenen Feststellungen des Berufungsge-
richts der Klidger erst nach Beendigung seines Be~
suches der Volksschule im Jahre 1940 mit dexr Berufs-
beratung in Beriihrung gekommen ist. Damals kam fir
ihn ein Ubergang in die Mittelschule nicht mehr in
Prage. Das widre nach den Feststellungen des Berufungs-
gerichts und nach dem eigenen Vortrag des Klégers
vielmehr im Jahre 1936, ndmlich nach der Absolvierung
von vier Volksschul jahren, in Betracht gekommen.

Wenn der Klager damals davon abgesehen hat, einen An-
trag auf Ubernahme in eine Mittelschule zu stellen,

80 kann er hieraus keinen Entschédigungsanspruch herlei-
ten. Er hitte behaupten miissen, er habe zu dieser Zeit
davon abgesehen, sich um die Zulassung zur ittelschu-
le zu bemiihen, weil er aus Verfolgungsgriinden mit einer
Abweisung habe rechnen milssen. Eine derartige Behaup-
tung hat der Kldger nicht aufgestellt. Die Revision
hat vielmehr den Vortrag des Kldgers in seinem Schrift-
satz vom 25. Juni 1964 (B1. 38, 39 GA) mifverstanden.
Der Kléger hat hier nicht, jedenfalls nicht eindeutig
und mit bestimmten Angaben, behauptet, zu der Zeit, als
der Ubergang zur Mittelschule fiir ihn in Frage kam,




nédmlich im Jahre 1936, sei ihm von den Herren der
Berufgberatung oder seinem Volksschullehrer Josef
Rl die Weiterbildung in der Mittelschule

wegen seiner jildischen Abstammung versperrt worden.
Entgegen dem Vortrag des Kldgers stand, wie die
Feststellungen des Berufungsgerichts ergeben, im
Jahre 193%6 dem Besuch der Mittelschule durch ihn
weder tatsdchlich noch rechtlich ein Hindernis ent-
gegen; der Besuch solcher Schulen ist nach diesen
Feststellungen den jlidischen Mischlingen erst durch
den Erla des Reichserziehungsministers vom 20. Juli
1942 untersagt worden. In Wahrheit aber hat der Kl&-
ger, wie das Berufungsgericht feststellt, im Jahre
1936 iiberhaupt keinen ernsthaften Versuch unter-
rrumen, in eine Mittelschule iiberzuwechseln.

I1I.

Da die Ausfiihrungen des Berufungsgerichts
auch im {tbrigen keinen Rechtsfehler zum Nachteil
des Klidgers erkennen lassen, ist aus den vorge-
nannten Griinden die Revision des Klégers mit der

Lo
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gich aus den §§ 209 Abs. 1, 225 Abs. ? BEG, 97
Abs. 1 2P0 ergebenden Kostenfolge zuriickzuweisen.

Raske Johannsen Wilden

Dr. Loewenheim von der Mihlen



	BUNDESGERICHTSHOF

	IM NAMEN DES VOLKES

	als Urkundsbeamter der Geschäftsstelle


	I,


